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Dies sind wichtige Vertragsunterlagen!
Bitte bewahren Sie sie zusammen mit dem Versicherungsschein auf.

die Versicherungsbedingungen bilden die Grundlage für unser gemeinsames Vertrags verhältnis.  

Der konkret zwischen Ihnen und uns vereinbarte Versicherungsschutz ergibt sich aus dem Antrag,  

dem Versicherungsschein und seinen Nachträgen.
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Identität des Versicherers
Versicherer ist die HUK24 AG. Register-Gericht Coburg. Handelsregister-Nr. 3240.  
Sitz des Unternehmens: Willi-Hussong-Str. 2, 96444 Coburg.

Ladungsfähige Anschrift des Versicherers
Unsere ladungsfähige Anschrift ist:

HUK24 AG, Willi-Hussong-Str. 2, 96444 Coburg. 
Vertretungsberechtigt sind Detlef Frank und Günther Schlechta.

Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers
Die HUK24 AG betreibt das Rechtsschutz-, Kraftfahrt-, Haftpflicht-, Unfall- und Sachversicherungsgeschäft.

Vertragsgrundlagen und Art und Umfang der Versicherungsleistung
Grundlagen des Versicherungsvertrags werden der Antrag, der Versicherungsschein und etwaige Nachträge sowie die für neu abzuschließende Verträge maßgeblichen 
Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung (ARB).

Bei Eintritt eines versicherten Rechtsschutzfalls tragen wir bis zur Höhe der vereinbarten Versicherungssumme insbesondere 
– die Kosten des für Sie tätigen Rechtsanwalts; 
– Gerichtskosten und Kosten für Sachverständige; 
– die gegnerischen Anwaltskosten, soweit Sie diese zu tragen haben; 
– Übersetzungskosten; 
– Kautionsdarlehen bis zur vereinbarten Höhe; 
– auf Wunsch zusätzlich die Kosten einer von uns vermittelten telefonischen Erstberatung.

Sie können die Übernahme der von uns zu tragenden Kosten verlangen, sobald Sie nachweisen, dass Sie zu deren Zahlung verpflichtet sind oder die Verpflichtung bereits 
erfüllt haben.

Versicherungsbeitrag
Die Höhe des Beitrags können Sie dem Versicherungsantrag entnehmen. Der Jahresbeitrag berücksichtigt die Versicherungsteuer.

Kosten für Fernkommunikationsmittel
Ist in Ihren Versicherungsunterlagen eine Telefonnummer angegeben, unter der Sie uns erreichen können, informieren wir Sie dort auch über die Höhe der Telekommuni-
kationskosten.

Beitragszahlung
Der erste oder einmalige Beitrag ist zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig. Er ist dann unverzüglich (d. h. innerhalb von zwei Wochen) zu zahlen. Ein 
Folgebeitrag ist zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt zur Zahlung fällig. 

Ist Lastschrifteinzug von Ihrem Konto vereinbart, erfolgt die Abbuchung nach Fälligkeit.

Gültigkeitsdauer des Angebots
Liegt zwischen Angebot und Vertragsbeginn ein Zeitraum von mehr als vier Wochen, können sich die Beiträge verändern, wenn zwischenzeitlich ein neuer Tarif eingeführt 
wird oder auf Grund von § 10 ARB eine Beitragsanpassung stattfindet.

Zustandekommen des Versicherungsvertrags und Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsvertrag kommt dadurch zu Stande, dass wir Ihren Antrag annehmen. Regelmäßig geschieht dies durch Zugang des Versicherungsscheins.

Der Versicherungsschutz beginnt erst, wenn Sie den in Ihrem Versicherungsschein genannten fälligen Beitrag gezahlt haben, jedoch nicht vor dem vereinbarten Zeitpunkt.

Eine Frist, in der Sie an Ihren Antrag gebunden sind, besteht nicht.

Widerrufsbelehrung

WIDERRUFSRECHT

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den 
Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versi-
cherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben, jedoch nicht 
vor Erfüllung unserer Pflichten gemäß § 312g Abs. 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit Artikel 246 § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 

Der Widerruf ist zu richten an:

HUK24 AG 
Willi-Hussong-Str. 2 
96440 Coburg

E-Mail: info@huk24.de

WIDERRUFSFOLGEN

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, 
wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs 
entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag der sich wie folgt berechnet: 1/360 der Jahresprämie (bei jährlicher Prämienzahlung) 
oder 1/180 der Halbjahresprämie (bei halbjährlicher Prämienzahlung) oder 1/90 der Vierteljahresprämie (bei vierteljährlicher Prämienzahlung) multipliziert mit der Anzahl 
der Tage, an denen Versicherungsschutz bestanden hat. Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezo-
gene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

BESONDERE HINWEISE

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht aus-
geübt haben.

Widerrufen Sie eine Vertrags- oder Tarifänderung, läuft der ursprüngliche Versicherungsvertrag weiter.

Ende der Widerrufsbelehrung
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Dauer des Vertrags
Der Versicherungsvertrag wird für den vereinbarten Zeitraum geschlossen, längstens für ein Jahr. Der Vertrag verlängert sich jeweils um ein Jahr, wenn nicht Sie oder wir 
den Vertrag kündigen. 

Kündigen Sie, muss uns spätestens einen Monat vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen sein.

Kündigen wir, muss Ihnen spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen sein.

Beendigung des Vertrags
Sie können den Vertrag mit einer Frist von einem Monat, wir mit einer Frist von drei Monaten zum Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres kündigen (§ 8 ARB). Weitere 
Kündigungsrechte sind in den §§ 10, 11 und 13 ARB geregelt.

Vertragsstrafen gibt es nicht.

Mitgliedsstaaten der EU, deren Recht der Versicherer vor Abschluss des Vertrags zu Grunde legt
Wir legen der Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss des Versicherungsvertrags das Recht der Bundesrepublik Deutschland zu Grunde.

 

Auf den Vertrag anwendbares Recht
Für das Vertragsverhältnis gilt deutsches Recht. 

Zuständiges Gericht

KLAGEN GEGEN UNS ALS VERSICHERER

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach unserem Hauptsitz oder unserer  für den Versicherungsvertrag 
zuständigen Niederlassung. Sind Sie eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk Sie  zur Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder, 
in Ermangelung eines solchen, Ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben.

KLAGEN GEGEN SIE ALS VERSICHERUNGSNEHMER

Sind Sie eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie bei dem Gericht erhoben werden, das für Ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, den Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Sind Sie eine juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach Ihrem Sitz oder 
Ihrer Niederlassung. Das Gleiche gilt, wenn Sie eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Part-
nerschaftsgesellschaft sind.
 

UNBEKANNTER WOHNSITZ DES VERSICHERUNGSNEHMERS

Ist Ihr Wohnsitz oder Ihr gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versiche-
rungsvertrag gegen Sie nach unserem Hauptsitz oder unserer für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

Sprachen
Die Versicherungsbedingungen und Informationen teilen wir in deutscher Sprache mit; während der Laufzeit dieses Vertrags kommunizieren wir mit Ihnen in deutscher 
Sprache.

Außergerichtliches Beschwerdeverfahren
Wenn Sie als Verbraucher mit einer unserer Entscheidungen nicht zufrieden sind, können Sie sich an den Ombudsmann für Versicherungen wenden (Versicherungsombuds-
mann e. V., Postfach 080632, 10006 Berlin, E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de). Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und für 
Verbraucher kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle.

Der ordentliche Rechtsweg bleibt davon unberührt.

Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde
Sind Sie mit unserer Betreuung nicht zufrieden oder treten Meinungsverschiedenheiten auf, können Sie sich auch an die für uns zuständige Aufsichtsbehörde, die Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Sektor Versicherungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, wenden.
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 Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung (ARB 2011)

1. Inhalt der Versicherung

§ 1 – Aufgaben der Rechtsschutzversicherung

Der Versicherer erbringt die für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des 
Versicherungsnehmers oder des Versicherten erforderlichen Leistungen im ver-
einbarten Umfang (Rechtsschutz).

§ 2 – Leistungsarten

Der Umfang des Versicherungsschutzes kann in den Formen des § 21 bis § 31 
vereinbart werden.

Der Versicherungsschutz nach § 21 bis § 29 umfasst je nach Vereinbarung

a) Schadenersatz-Rechtsschutz

  für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, soweit diese nicht 
auch auf einer Vertragsverletzung oder einer Verletzung eines dinglichen 
Rechts an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen beruhen;

b) Arbeits-Rechtsschutz

  für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnissen sowie 
aus öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen hinsichtlich dienst- und ver-
sorgungsrechtlicher Ansprüche. Versicherungsschutz besteht auch für Ver-
träge, die über das Internet abgeschlossen werden (Internet-Rechtsschutz);

c) Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz

  für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und Pachtverhältnis-
sen, sonstigen Nutzungsverhältnissen und dinglichen Rechten, die Grund-
stücke, Gebäude oder Gebäudeteile zum Gegenstand haben;

d) Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht

  für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus privatrechtlichen Schuld-
verhältnissen und dinglichen Rechten, soweit der Versicherungsschutz 
nicht in den Leistungsarten a), b) oder c) enthalten ist. Versicherungsschutz 
besteht auch für Verträge, welche über das Internet abgeschlossen wurden 
(Internet-Rechtschutz); 

e) Steuer-Rechtsschutz

  für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in steuer- und abgaberecht-
lichen Angelegenheiten vor deutschen Finanz- und Verwaltungsgerichten. 
Im Verkehrs-Rechtsschutz (§§ 21, 22 und 26) umfasst der Versicherungs-
schutz auch das Verwaltungsverfahren;

f) Sozialgerichts-Rechtsschutz

 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deutschen Sozialgerichten;

g) Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen

  für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in verkehrsrechtlichen Angele-
genheiten vor Verwaltungsbehörden und vor Verwaltungsgerichten;

h) Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz

 für die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren;

i) Straf-Rechtsschutz

 für die Verteidigung wegen des Vorwurfs

 aa)  eines verkehrsrechtlichen Vergehens. Wird rechtskräftig festgestellt, 
dass der Versicherungsnehmer das Vergehen vorsätzlich begangen hat, 
ist er verpflichtet, dem Versicherer die Kosten zu erstatten, die dieser 
für die Verteidigung wegen des Vorwurfs eines vorsätzlichen Verhaltens 
getragen hat;

 bb)  eines sonstigen Vergehens, dessen vorsätzliche wie auch fahrlässige 
Begehung strafbar ist, solange dem Versicherungsnehmer ein fahr-
lässiges Verhalten vorgeworfen wird. Wird dem Versicherungsnehmer 
dagegen vorgeworfen, ein solches Vergehen vorsätzlich begangen zu 
haben, besteht rückwirkend Versicherungsschutz, wenn nicht rechts-
kräftig festgestellt wird, dass er vorsätzlich gehandelt hat.

   Es besteht also bei dem Vorwurf eines Verbrechens kein Versicherungs-
schutz; ebenso wenig bei dem Vorwurf eines Vergehens, das nur vor-
sätzlich begangen werden kann (z. B. Beleidigung, Diebstahl, Betrug, 
gefährliche Körperverletzung). Dabei kommt es weder auf die Berechti-
gung des Vorwurfs noch auf den Ausgang des Strafverfahrens an;

j) Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz

 für die Verteidigung wegen des Vorwurfs einer Ordnungswidrigkeit;

k) Beratungs-Rechtsschutz

  im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht für Rat oder Auskunft 
eines in Deutschland zugelassenen Rechtsanwalts in familien-, lebenspart-
nerschafts- und erbrechtlichen Angelegenheiten. In diesem Fall werden die 
Beratungskosten ohne Abzug der Selbstbeteiligung übernommen;

l) Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten

  für die aktive Strafverfolgung, wenn eine versicherte Person Opfer einer 
rechtswidrigen Tat nach

 –  §§ 174 bis 180, 182 Strafgesetzbuch (StGB) – Straftaten gegen die sexu-
elle Selbstbestimmung –,

 –  §§ 211, 212, 221 StGB – Straftaten gegen das Leben –,

 –  §§ 224, 225, 226, 340 Absatz 3 i. V. m. 224, 225, 226 StGB – Straftaten 
gegen die körperliche Unversehrtheit – oder,

 –  §§ 232, 233 a, 234, 234 a, 235, 238, 239 Absatz 3 und 4, 239 a, 239 b StGB 
– Straftaten gegen die persönliche Freiheit – 

 ist.



 Versicherungsschutz besteht für

 aa)  den Anschluss an eine vor einem deutschen Strafgericht erhobene 
öffentliche Klage als Nebenkläger;

 bb) die Tätigkeit eines Rechtsanwalts als Verletztenbeistand;

 cc)  die Tätigkeit eines Rechtsanwalts im Rahmen des Täter-Opfer-Aus-
gleichs gemäß § 46 a Strafgesetzbuch.

§ 3 – Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten

Rechtsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen

(1) in ursächlichem Zusammenhang mit

 a)  Krieg, feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Streik, Aus-
sperrung oder Erdbeben;

 b)  Nuklear- und genetischen Schäden, soweit diese nicht auf eine medizi-
nische Behandlung zurückzuführen sind;

 c) Bergbauschäden an Grundstücken und Gebäuden;

 d) aa) dem Erwerb oder der Veräußerung

   – eines zu Bauzwecken bestimmten Grundstücks oder

   –  vom Versicherungsnehmer bzw. mitversicherten Personen nicht 
selbst zu Wohnzwecken genutzten Gebäudes oder Gebäudeteils;

  bb)  der Planung oder Errichtung eines Gebäudes oder Gebäudeteils, das 
sich im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers befindet 
oder das dieser zu erwerben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt;

  cc)  der genehmigungspflichtigen und/oder anzeigepflichtigen baulichen 
Veränderung eines Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils, das 
sich im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers befindet 
oder das dieser zu erwerben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt;

  dd)  der Finanzierung eines der unter aa) bis cc) genannten Vorhaben.

(2) a)  zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen, es sei denn, dass diese auf 
einer Vertragsverletzung beruhen;

 b) aus kollektivem Arbeits- oder Dienstrecht;

 c)  aus dem Recht der Handelsgesellschaften oder aus Anstellungsverhält-
nissen gesetzlicher Vertreter juristischer Personen;

 d)  in ursächlichem Zusammenhang mit Patent-, Urheber-, Marken-, Ge-
schmacksmuster-, Gebrauchsmusterrechten oder sonstigen Rechten 
aus geistigem Eigentum;

 e) aus dem Kartell- oder sonstigen Wettbewerbsrecht;

 f)  in ursächlichem Zusammenhang mit

  aa)  Spiel- oder Wettverträgen, Gewinnzusagen, Termin- oder vergleich-
baren Spekulationsgeschäften;

  bb)  dem Ankauf, dem Abschluss, der Veräußerung, der Verwaltung oder 
der Finanzierung von 

   –  Wertpapieren (z. B. Aktien, Rentenwerte, Fondsanteile), Wert-
rechten, die Wertpapieren gleichstehen, Beteiligungen (z. B. an 
Kapitalanlagemodellen, stillen Gesellschaften, Genossenschaften); 

   –  Geld- und Vermögensanlagen (z. B. Lebens- und Rentenversiche-
rungen, Sparverträge und vermögenswirksame Leistungen); 

 g)  aus dem Bereich des Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrechts, 
soweit nicht Beratungs-Rechtsschutz gemäß § 2 k) besteht;

 h)  aus dem Rechtsschutzversicherungsvertrag gegen den Versicherer oder 
das für diesen tätige Schadenabwicklungsunternehmen;

 i)  wegen der steuerlichen Bewertung von Grundstücken, Gebäuden oder 
Gebäudeteilen sowie wegen Erschließungs- und sonstiger Anliegerab-
gaben, es sei denn, dass es sich um laufend erhobene Gebühren für die 
Grundstücksversorgung handelt;

 j) im Vertrags- und Sachenrecht, wenn

  –  ein ursächlicher Zusammenhang besteht mit dem Erwerb oder der 
Veräußerung von Teilzeitnutzungsrechten (Time-Sharing) an Grund-
stücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen oder

  –  in Internet-Rechtsschutzfällen ein ursächlicher Zusammenhang be-
steht mit rassistischen, extremistischen, pornografischen oder sonst 
sittenwidrigen Angeboten, Äußerungen oder Darstellungen;

 k)  in Zusammenhang mit der Anschaffung, der Installation und dem Betrieb 
einer Photovoltaikanlage.

(3) a) in Verfahren vor Verfassungsgerichten;

 b)  in Verfahren vor internationalen oder supranationalen Gerichtshöfen, 
soweit es sich nicht um die Wahrnehmung rechtlicher Interessen von 
Bediensteten internationaler oder supranationaler Organisationen aus 
Arbeitsverhältnissen oder öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen 
handelt;

 c)  in ursächlichem Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren, das über 
das Vermögen des Versicherungsnehmers eröffnet wurde oder eröffnet 
werden soll;

 d)  in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- sowie im Bauge-
setzbuch geregelten Angelegenheiten;

 e)  in Ordnungswidrigkeiten- und Verwaltungsverfahren wegen eines Halte- 
oder Parkverstoßes;

 f) in Asyl- und Ausländerrechtsverfahren;

 g)  in ursächlichem Zusammenhang mit der Vergabe von Studienplätzen;

 h)  in Verwaltungsverfahren, die dem Schutz der Umwelt (vor allem von 
Boden, Luft und Wasser) dienen oder den Erhalt von Subventionen zum 
Gegenstand haben.

(4) a)  mehrerer Versicherungsnehmer desselben Rechtsschutzversicherungs-
vertrags untereinander, mitversicherter Personen untereinander und 
mitversicherter Personen gegen den Versicherungsnehmer;

 b)  nicht ehelicher/nicht eingetragener Lebenspartner untereinander in ur-
sächlichem Zusammenhang mit der Partnerschaft, auch nach deren 
Beendigung;

 c)  aus Ansprüchen oder Verbindlichkeiten, die nach Eintritt des Rechts-
schutzfalls auf den Versicherungsnehmer übertragen worden oder über-
gegangen sind;

 d)  aus vom Versicherungsnehmer in eigenem Namen geltend gemachten 
Ansprüchen anderer Personen oder aus einer Haftung für Verbindlich-
keiten anderer Personen.

(5)  soweit in den Fällen des § 2 a) bis h) ein ursächlicher Zusammenhang mit 
einer vom Versicherungsnehmer vorsätzlich begangenen Straftat besteht. 
Stellt sich ein solcher Zusammenhang im Nachhinein heraus, ist der Versi-
cherungsnehmer zur Rückzahlung der Leistungen verpflichtet, die der Versi-
cherer für ihn erbracht hat.

§ 3a –  Ablehnung des Rechtsschutzes wegen mangelnder Erfolgsaus-
sichten oder wegen Mutwilligkeit – Stichentscheid

(1)  Der Versicherer kann den Rechtsschutz ablehnen, wenn seiner Auffassung 
nach

 a)  in einem der Fälle des § 2 a) bis g) die Wahrnehmung der rechtlichen 
Interessen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat

  oder

 b)  die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen mutwillig ist. Mutwillig-
keit liegt dann vor, wenn der durch die Wahrnehmung der rechtlichen 
Interessen voraussichtlich entstehende Kostenaufwand unter Berück-
sichtigung der berechtigten Belange der Versichertengemeinschaft in 
einem groben Missverhältnis zum angestrebten Erfolg steht.

  Die Ablehnung ist dem Versicherungsnehmer in diesen Fällen unverzüglich 
unter Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen.

(2)  Hat der Versicherer seine Leistungspflicht gemäß Absatz 1 verneint und 
stimmt der Versicherungsnehmer der Auffassung des Versicherers nicht zu, 
kann er den für ihn tätigen oder noch zu beauftragenden Rechtsanwalt auf 
Kosten des Versicherers veranlassen, diesem gegenüber eine begründete 
Stellungnahme abzugeben, ob die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in 
einem angemessenen Verhältnis zum angestrebten Erfolg steht und hin-
reichende Aussicht auf Erfolg verspricht. Die Entscheidung ist für beide 
Teile bindend, es sei denn, dass sie offenbar von der wirklichen Sach- und 
Rechtslage erheblich abweicht.

(3)  Der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer eine Frist von mindestens 
einem Monat setzen, binnen der der Versicherungsnehmer den Rechtsan-
walt vollständig und wahrheitsgemäß über die Sachlage zu unterrichten und 
die Beweismittel anzugeben hat, damit dieser die Stellungnahme gemäß 
Absatz 2 abgeben kann. Kommt der Versicherungsnehmer dieser Verpflich-
tung nicht innerhalb der vom Versicherer gesetzten Frist nach, entfällt der 
Versicherungsschutz. Der Versicherer ist verpflichtet, den Versicherungs-
nehmer ausdrücklich auf die mit dem Fristablauf verbundene Rechtsfolge 
hinzuweisen.

§ 4 – Voraussetzung für den Anspruch auf Rechtsschutz

(1)  Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalls

 a)  im Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß § 2 a) von dem Schadenereignis 
an, das dem Anspruch zu Grunde liegt;

 b)  im Beratungs-Rechtsschutz für Familien-, Lebenspartnerschafts- und 
Erbrecht gemäß § 2 k) von dem Ereignis an, das die Änderung der 
Rechtslage des Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Per-
son zur Folge hat;

 c)  in allen anderen Fällen von dem Zeitpunkt an, in dem der Versiche-
rungsnehmer oder ein anderer einen Verstoß gegen Rechtspflichten oder 
Rechtsvorschriften begangen hat oder begangen haben soll;

 d)  im Arbeits-Rechtsschutz ergänzend zu § 4  Absatz 1 c) auch durch das 
Angebot eines  Aufhebungsvertrags durch den Arbeitgeber.

  Die Voraussetzungen nach a) bis d) müssen nach Beginn des Versiche-
rungsschutzes gemäß § 7 und vor dessen Beendigung eingetreten sein. Für 
die Leistungsarten nach § 2 b) bis f) besteht Versicherungsschutz jedoch 
erst nach Ablauf von drei Monaten nach Versicherungsbeginn (Wartezeit), 
soweit es sich nicht um die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusam-
menhang mit den Leistungen im Verkehrs-Rechtsschutz gemäß § 21 oder  
§ 26 handelt.
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(2)  Ist ein Rechtsschutzfall vor Beginn des Versicherungsschutzes gemäß § 7 
oder während der Wartezeit eingetreten, besteht dennoch Rechtsschutz, 
wenn das betroffene Risiko seit mindestens fünf Jahren ununterbrochen beim 
Versicherer versichert ist und der Vertrag bis zur Meldung des Rechtsschutz- 
falls ohne Schadenaufwendungen verlaufen ist. 

(3)  Beginnt der Versicherungsschutz gemäß § 7 innerhalb von einer Woche nach 
Zulassung eines Motorfahrzeugs zu Lande, so besteht abweichend von Ab-
satz 1 im Rahmen des Verkehrs-Rechtsschutzes auch Versicherungsschutz 
für Rechtsschutzfälle, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Vertrag 
über den Erwerb des Fahrzeugs stehen.

(4)  Erstreckt sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum, ist dessen Beginn 
maßgeblich. Sind für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen mehrere 
Rechtsschutzfälle ursächlich, ist der erste entscheidend, wobei jedoch jeder 
Rechtsschutzfall außer Betracht bleibt, der länger als ein Jahr vor Beginn 
des Versicherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der Versiche-
rung eingetreten oder, soweit sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum 
erstreckt, beendet ist.

(5) Es besteht kein Rechtsschutz, wenn

 a)  eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des Versiche-
rungsschutzes vorgenommen wurde, den Verstoß nach Absatz 1 c) oder 
das Angebot nach Absatz 1 d) ausgelöst hat;

 b)  der Anspruch auf Rechtsschutz erstmals später als drei Jahre nach Been-
digung des Versicherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der 
Versicherung geltend gemacht wird.

(6)  Im Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e) besteht kein Rechtsschutz, wenn die tat-
sächlichen oder behaupteten Voraussetzungen für die der Angelegenheit 
zu Grunde liegende Steuer- oder Abgabefestsetzung vor dem im Versiche-
rungsschein bezeichneten Versicherungsbeginn eingetreten sind oder ein-
getreten sein sollen.

§ 4a – Rechtsschutz bei Versichererwechsel

(1)  Sofern im Versicherungsschein nichts anderes vereinbart ist, besteht in Ab-
weichung von § 4 Absatz 5 und Absatz 6 Anspruch auf Rechtsschutz, wenn

 a)  eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des Versiche-
rungsschutzes vorgenommen wurde, in die Vertragslaufzeit eines Vor-
versicherers fällt und der Verstoß gemäß § 4 Absatz 1 c) oder das Ange- 
bot nach § 4 Absatz 1 d) erst während der Vertragslaufzeit des Versiche-
rungsvertrags eintritt; allerdings nur dann, wenn bezüglich des betrof-
fenen Risikos lückenloser Versicherungsschutz besteht;

 b)  der Rechtsschutzfall in die Vertragslaufzeit eines Vorversicherers fällt 
und der Anspruch auf Rechtsschutz später als drei Jahre nach Ende der 
Vertragslaufzeit eines Vorversicherers gegenüber dem Versicherer gel-
tend gemacht wird; allerdings nur dann, wenn der Versicherungsnehmer 
die Meldung beim Vorversicherer nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig 
versäumt hat und bezüglich des betroffenen Risikos lückenloser Versi-
cherungsschutz besteht;

 c)  im Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e) die tatsächlichen oder behaupteten 
Voraussetzungen für die der Angelegenheit zu Grunde liegende Steuer- 
oder Abgabefestsetzung während der Laufzeit eines Vorversicherers 
eingetreten sind oder eingetreten sein sollen und der Verstoß gemäß § 4 
Absatz 1 c) erst während der Vertragslaufzeit des Versicherungsvertrags 
eintritt; allerdings nur dann, wenn bezüglich des betroffenen Risikos 
lückenloser Versicherungsschutz besteht.

(2)  Rechtsschutz wird in dem Umfang gewährt, der zum Zeitpunkt des Eintritts 
des Rechtsschutzfalls bestanden hat, höchstens jedoch im Umfang des Ver-
trags des Versicherers.

§ 5 – Leistungsumfang 

(1)  Der Versicherer erbringt und vermittelt Dienstleistungen zur Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen und trägt

 a)  bei Eintritt des Rechtsschutzfalls im Inland die Vergütung eines für den 
Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwalts bis zur Höhe der gesetz-
lichen Vergütung eines am Ort des zuständigen Gerichts ansässigen 
Rechtsanwalts. Der Versicherer übernimmt unabhängig vom Grund des 
Wechsels die Kosten für einen weiteren Rechtsanwalt, wenn

  aa)  der erstberatende Rechtsanwalt vom Versicherer empfohlen worden 
war 

   und

  bb)  der Rechtsanwaltswechsel spätestens nach der Erstberatung erfolgt 
ist. 

   Der Versicherer trägt für einen mündlichen oder schriftlichen Rat oder 
eine Auskunft (Beratung oder Erstberatung), die nicht mit einer anderen 
gebührenpflichtigen Tätigkeit zusammenhängen, und für die Ausarbei-
tung eines schriftlichen Gutachtens je Rechtsschutzfall eine Vergütung in 
den für die Beratung eines Verbrauchers geltenden Obergrenzen in der 
zur Zeit des Eintritts des Rechtsschutzfalls gültigen Fassung des Rechts-
anwaltsvergütungsgesetzes (derzeit: § 34 Absatz 1 Satz 3 RVG). Wohnt 
der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie vom zuständigen 
Gericht entfernt und erfolgt eine gerichtliche Wahrnehmung seiner Inte-
ressen, trägt der Versicherer bei den Leistungsarten gemäß § 2 a) bis g) 
die Kosten in der I. Instanz für einen im Landgerichtsbezirk des Versiche-
rungsnehmers ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen 
Vergütung eines Rechtsanwalts, der lediglich den Verkehr mit dem 

Prozessbevollmächtigten führt. Der Versicherer trägt nach Eintritt eines 
Rechtsschutzfalls auf Wunsch des Versicherungsnehmers zusätzlich die 
Kosten einer von ihm vermittelten telefonischen Erstberatung. Die Bera-
tung erstreckt sich auf den jeweils versicherten Deckungsumfang des 
Vertrags und setzt den Eintritt eines Rechtsschutzfalls (§ 4) voraus.

   (Hinweis: Eine weitergehende telefonische Erstberatung für den gesam-
ten privaten Bereich bei Vorliegen eines Beratungsbedarfs kann über die 
HUK24 Rechtsberatung (§ 30) vereinbart werden);

 b)  bei Eintritt eines Rechtsschutzfalls im Ausland die Vergütung eines für 
den Versicherungsnehmer tätigen, am Ort des zuständigen Gerichts 
ansässigen ausländischen oder im Inland zugelassenen Rechtsanwalts. 
Im letzteren Fall trägt der Versicherer die Vergütung bis zur Höhe der 
gesetzlichen Vergütung, die entstanden wäre, wenn das Gericht, an des-
sen Ort der Rechtsanwalt ansässig ist, zuständig wäre. § 5 Absatz 1 a) 
Satz 2 gilt entsprechend. Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 
100 km Luftlinie vom zuständigen Gericht entfernt und ist ein auslän-
discher Rechtsanwalt für den Versicherungsnehmer tätig, trägt der Versi- 
cherer die Kosten in der I. Instanz für einen im Landgerichtsbezirk des 
Versicherungsnehmers ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der 
gesetzlichen Vergütung eines Rechtsanwalts, der lediglich den Verkehr 
mit dem ausländischen Rechtsanwalt führt.

   Ist der Rechtsschutzfall durch einen Kraftfahrtunfall mit einem Fahrzeug 
aus einem EU-Staat im europäischen Ausland eingetreten, trägt der Ver-
sicherer zusätzlich die Kosten eines inländischen Rechtsanwalts bei der 
Regulierung mit dem Schadenregulierungsbeauftragten bzw. der Ent-
schädigungsstelle im Inland für dessen Tätigkeit im Rahmen der gesetz-
lichen Gebühren;

 c)  die Gerichtskosten einschließlich der Entschädigung für Zeugen und 
Sachverständige, die vom Gericht herangezogen werden, sowie die 
Kosten des Gerichtsvollziehers;

 d)  die Gebühren eines Schieds- oder Schlichtungsverfahrens sowie einer 
außergerichtlichen, gerichtsnahen und gerichtsinternen Mediation. 
Die Gebühren eines Schieds- oder Schlichtungsverfahren werden bis 
zur Höhe der Gebühren übernommen, die im Falle der Anrufung eines 
zuständigen staatlichen Gerichts erster Instanz entstehen. Die Übernah-
me der Kosten für ein außergerichtliches Mediationsverfahren richtet 
sich ausschließlich nach § 5a;

 e)  die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden einschließlich der Ent-
schädigung für Zeugen und Sachverständige, die von der Verwaltungs-
behörde herangezogen werden, sowie die Kosten der Vollstreckung im 
Verwaltungswege;

 f) die übliche Vergütung

  aa)  eines öffentlich bestellten technischen Sachverständigen oder einer 
rechtsfähigen technischen Sachverständigenorganisation in Fällen 
der

   –   Verteidigung in verkehrsrechtlichen Straf- und Ordnungswidrig-
keitenverfahren;

   –  Wahrnehmung der rechtlichen Interessen aus Kauf- und Repara-
turverträgen von Motorfahrzeugen zu Lande sowie Anhängern;

  bb)  eines im Ausland ansässigen Sachverständigen in Fällen der Geltend-
machung von Ersatzansprüchen wegen der im Ausland eingetretenen 
Beschädigung eines Motorfahrzeugs zu Lande sowie Anhängers;

 g)  die Kosten der Reisen des Versicherungsnehmers zu einem auslän-
dischen Gericht, wenn sein Erscheinen als Beschuldigter oder Partei vor-
geschrieben und zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erforderlich ist. 
Die Kosten werden bis zur Höhe der für Geschäftsreisen von deutschen 
Rechtsanwälten geltenden Sätze übernommen;

 h)  die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen 
entstandenen Kosten, soweit der Versicherungsnehmer zu deren Erstat-
tung verpflichtet ist.

(2) a)  Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme der vom Versicherer zu 
tragenden Kosten verlangen, sobald er nachweist, dass er zu deren Zah-
lung verpflichtet ist oder diese Verpflichtung bereits erfüllt hat;

 b)  Vom Versicherungsnehmer in fremder Währung aufgewandte Kosten 
werden diesem in Euro zum Wechselkurs des Tages erstattet, an dem 
diese Kosten vom Versicherungsnehmer gezahlt wurden.

(3) Der Versicherer trägt nicht

 a)  Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechtspflicht übernommen 
hat;

 b)  Kosten, die im Zusammenhang mit einer einverständlichen Erledigung 
entstanden sind, soweit sie nicht dem Verhältnis des vom Versiche-
rungsnehmer angestrebten Ergebnisses zum erzielten Ergebnis ent-
sprechen, es sei denn, dass eine hiervon abweichende Kostenverteilung 
gesetzlich vorgeschrieben ist;

 c)  die im Versicherungsschein vereinbarte bzw. nach dem Schadenfrei-
heitssystem mit variabler Selbstbeteiligung (§ 5b) vereinbarte Selbstbe-
teiligung je Rechtsschutzfall; ist allerdings der Rechtsschutzfall mit einer 
Erstberatung erledigt worden, werden die Beratungskosten ohne Abzug 
der Selbstbeteiligung übernommen;

 d)  Kosten, die auf Grund der vierten oder jeder weiteren Zwangsvoll- 
streckungsmaßnahme je Vollstreckungstitel entstehen;
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 e)  Kosten auf Grund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die später als 
fünf Jahre nach Rechtskraft des Vollstreckungstitels eingeleitet werden;

 f)  Kosten für Strafvollstreckungsverfahren jeder Art nach Rechtskraft einer 
Geldstrafe oder -buße unter 250 €;

 g)  Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpflichtet wäre, wenn der 
Rechtsschutzversicherungsvertrag nicht bestünde;

 h)  Kosten im Rahmen einer einverständlichen Regelung für Forderungen, 
die selbst nicht streitig waren oder Kosten, die auf den nicht versicherten 
Teil von Schadensfällen entfallen.

(4)  Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall höchstens die vereinbarte 
Versicherungssumme. Zahlungen für den Versicherungsnehmer und mit-
versicherte Personen auf Grund desselben Rechtsschutzfalls werden hier-
bei zusammengerechnet. Dies gilt auch für Zahlungen auf Grund mehrerer 
Rechtsschutzfälle, die zeitlich und ursächlich zusammenhängen.

(5) Der Versicherer sorgt für

 a)  die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen 
des Versicherungsnehmers im Ausland notwendigen schriftlichen Unter-
lagen und trägt die dabei anfallenden Kosten;

 b)  die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der vereinbarten Höhe für 
eine Kaution, die gestellt werden muss, um den Versicherungsnehmer 
einstweilen von Strafverfolgungsmaßnahmen zu verschonen.

(6) Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, gelten entsprechend

 a)  in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und im Beratungs-
Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht (§ 2 k) 
für Notare;

 b)  im Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e) für Angehörige der steuerberatenden 
Berufe;

 c)  bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland für dort ansässige 
rechts- und sachkundige Bevollmächtigte;

 d) im Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f) für Rentenberater.

§ 5a – Außergerichtliches Mediationsverfahren

(1)  Mediation ist ein Verfahren zur freiwilligen, außergerichtlichen Streitbeile-
gung, bei dem die Parteien mit Hilfe der Moderation eines neutralen Dritten, 
des Mediators/der Schiedsperson, eine eigenverantwortliche Problemlösung 
erarbeiten. 

  Der Versicherer  vermittelt dem Versicherungsnehmer einen Mediator/eine 
Schiedsperson  zur Durchführung des Mediationsverfahrens in Deutschland.

(2)  Der Rechtsschutz für Mediation erstreckt sich auf die im Rechtsschutzver-
trag vereinbarten Leistungsarten.

(3)  Der Versicherer trägt den auf den Versicherungsnehmer entfallenden Anteil 
an den Kosten des vom Versicherer vermittelten Mediators/der Schiedsper-
son. Sind am Mediationsverfahren auch nicht versicherte Personen beteiligt, 
übernimmt der Versicherer die Kosten anteilig im Verhältnis versicherter zu 
nicht versicherten Personen.

(4)  Für die Tätigkeit des Mediators/der Schiedsperson haftet dieser/diese selbst 
und unmittelbar.

§ 5b – Schadenfreiheitssystem mit variabler Selbstbeteiligung

(1)  Einstufung in Schadenfreiheitsklassen (SF-Klassen)

  Die Einstufung des Vertrags und die sich daraus ergebende Selbstbeteili-
gung richtet sich nach dem Schadenverlauf. Siehe dazu die Tabellen in 
Absatz 6. 

(2) Einstufung bei Vertragsbeginn

 a) Ersteinstufung in SF-Klasse 0

   Ein Versicherungsvertrag wird in die SF-Klasse 0 eingestuft, wenn das 
Schadenfreiheitssystem mit variabler Selbstbeteiligung erstmalig verein-
bart wird;

 b)  eine Anrechnung des Schadenverlaufs aus Vorverträgen bei anderen 
Versicherern oder aus Vorverträgen ohne Schadenfreiheitssystem, die 
beim Versicherer bestanden haben, erfolgt nicht;

 c)  Anrechnung des Schadenverlaufs nach Vertragsunterbrechung beim 
Versicherer

   Liegt zwischen Beendigung und Neuabschluss des Versicherungsver-
trags ein Zeitraum von höchstens vier Jahren, wird der Versicherungs-
vertrag in die SF-Klasse eingestuft, die zum Zeitpunkt der Beendigung 
maßgeblich war.

   Bei einem Zeitraum von mehr als vier Jahren wird der Vertrag in SF-
Klasse 0 eingestuft.

(3) Besserstufung bei schadenfreiem Verlauf

 a) Jährliche Besserstufung 

   Ist der Vertrag während eines Versicherungsjahres schadenfrei verlaufen 
und hat der Versicherungsschutz während dieser Zeit ununterbrochen 
bestanden, wird der Vertrag in die nächst bessere SF-Klasse nach der 
Tabelle in Absatz 6 a) eingestuft;

 b) Wirksamwerden

  Die Besserstufung gilt ab Beginn des neuen Versicherungsjahres.

(4) Rückstufung bei schadenbelastetem Verlauf

 a) Laufende Verträge

   Wird der Vertrag gemäß Absatz 5 b) schadenbelastet, wird er zum Tag 
der Deckungszusage nach der Tabelle in Absatz 6 b) zurückgestuft.

   Die neue Selbstbeteiligung gilt erst für den nächsten gemeldeten Rechts-
schutzfall;

 b) Beendete Verträge

   Für Rechtsschutzfälle, für die nach Beendigung des Vertrags eine 
Deckungszusage erteilt wird, ist die zum Zeitpunkt der Abrechnung 
bestehende Einstufung maßgeblich. Eine Rückstufung erfolgt nicht.

(5)  Schadenfreier oder schadenbelasteter Verlauf im Sinne des Schadenfreiheits-
systems 

 a) Schadenfreier Verlauf

  aa)  Ein schadenfreier Verlauf des Vertrags liegt vor, wenn der Versiche-
rungsschutz von Anfang bis Ende eines Versicherungsjahres bestan-
den hat und der Versicherer 

   –  im außergerichtlichen Verfahren keine Zahlung geleistet hat oder

   –  für gerichtliche Verfahren keine Deckungszusage erteilt hat und 
keine Maßnahmen eingeleitet sind, die ein Kostenrisiko gemäß 
§ 5 auslösen (z. B. Beauftragung eines Rechtsanwalts, Einreichung 
einer Klage); 

  bb) Der Vertrag gilt auch als schadenfrei, wenn

   – der Rechtsschutzfall durch eine Erstberatung abgeschlossen ist,

   –  der Interessenwahrnehmung in geeigneten Fällen (d. h. regelmäßig 
in den unter § 2 a) bis d) genannten Leistungsarten) der Versuch 
einer Streitbeilegung durch ein außergerichtliches Mediationsver-
fahren gemäß § 5a vorausgegangen ist oder

   –  ein Rechtsanwalt aus dem Kreis der aktuell vom Versicherer emp-
fohlenen Rechtsanwälte beauftragt wird.

 b) Schadenbelasteter Verlauf

  aa)  Ein schadenbelasteter Verlauf des Vertrags liegt vor, wenn der Versi-
cherer während eines Versicherungsjahres für einen Rechtsschutz-
fall 

   –   im außergerichtlichen Verfahren Zahlung geleistet hat oder

   –  für gerichtliche Verfahren eine Deckungszusage erteilt hat und Maß- 
nahmen eingeleitet sind, die ein Kostenrisiko gemäß § 5 auslösen 
(z. B. Beauftragung eines Rechtsanwalts, Einreichung einer Klage). 

    Die Meldung mehrerer Rechtsschutzfälle in einem Versicherungs-
jahr, die zu einem schadenbelasteten Verlauf führen, löst eine mehr-
fache Vertragsbelastung sowie mehrfache Rückstufung nach der 
Tabelle in Absatz 6 b) aus;

  bb)  Ein schadenbelasteter Verlauf des Vertrags liegt nicht vor, wenn der 
Rechtsschutzfall durch eine Erstberatung abgeschlossen ist oder 
wenn in geeigneten Fällen der Versuch einer Streitbeilegung durch 
ein außergerichtliches Mediationsverfahren gemäß § 5a vorange-
gangen ist oder wenn ein Rechtsanwalt aus dem Kreis der aktuell 
vom Versicherer empfohlenen Rechtsanwälte beauftragt wird;

 c)  Kündigungsrechte bleiben von der Schadenfreiheit und Schadenbelas-
tung unberührt.

(6) Tabellen zum Schadenfreiheitssystem mit variabler Selbstbeteiligung 

 a) Einstufung und Selbstbeteiligung
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Dauer des schadenfreien 
ununterbrochenen Verlaufs

SF-Klasse Selbstbeteiligung €Versicherungsjahre

 6 und mehr 6 0

 5 5 50

 4 4 50

 3 3 100

 2 2 100

 1 1 150

  0 150

  M0 200

  M1 200

  M2 250

  M3 250

  M4 300

  M5 300

  M6 400



 b) Rückstufung im Rechtsschutzfall

§ 6 – Örtlicher Geltungsbereich

(1)  Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in 
Europa, den Anliegerstaaten des Mittelmeers, auf den Kanarischen Inseln 
oder auf Madeira erfolgt und ein Gericht oder eine Behörde in diesem 
Bereich gesetzlich zuständig ist oder zuständig wäre, wenn ein gerichtliches 
oder behördliches Verfahren eingeleitet werden würde.

(2)  Bei Rechtsschutzfällen außerhalb des Geltungsbereichs nach Absatz 1, die 
dort während eines längstens 12 Wochen dauernden Aufenthalts eintreten, 
und bei Internet-Rechtsschutzfällen (§ 2 d) Satz 2) trägt der Versicherer 
abweichend von § 5 nur die Kosten des vom Versicherungsnehmer beauf-
tragten ausländischen Rechtsanwalts bis zum dreifachen Betrag, wie er 
sich bei entsprechender Anwendung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes 
(RVG) ergeben würde, höchstens jedoch 100.000 €.

  Insoweit besteht kein Rechtsschutz für die Interessenwahrnehmung im 
Zusammenhang mit dem Erwerb oder der Veräußerung von dinglichen 
Rechten oder Teilzeitnutzungsrechten (Time-Sharing) an Grundstücken, 
Gebäuden oder Gebäudeteilen.

2. Versicherungsverhältnis

§ 7 – Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen 
Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag 
unverzüglich nach Fälligkeit im Sinne von § 9 B Absatz 1 Satz 1 zahlt. Eine ver-
einbarte Wartezeit bleibt unberührt.

§ 8 – Dauer und Ende des Vertrags

(1) Vertragsdauer

  Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit, höchstens 
für ein Jahr, abgeschlossen.

(2) Stillschweigende Verlängerung

  Bei einer Vertragsdauer von einem Jahr verlängert sich der Vertrag um 
jeweils ein Jahr, wenn nicht der Versicherungsnehmer oder der Versicherer 
den Vertrag kündigen.

  Kündigt der Versicherungsnehmer, muss dem Versicherer spätestens einen 
Monat vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung 
zugegangen sein.

  Kündigt der Versicherer, muss dem Versicherungsnehmer spätestens drei 
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung 
zugegangen sein.

(3) Vertragsbeendigung

  Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

§ 9 – Beitrag

A. Beitrag und Versicherungsteuer

  Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der 
Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu ent-
richten hat.

B. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger Beitrag

(1) Fälligkeit der Zahlung

  Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf von zwei 
Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig. Ist Zahlung des Jah-
resbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des 
ersten Jahresbeitrags.

(2) Späterer Beginn des Versicherungsschutzes

  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

(3) Rücktritt

  Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag 
nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

C. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag

(1) Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig.

(2) Verzug

  Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsneh-
mer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung 
nicht zu vertreten hat. Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch 
den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

(3) Zahlungsaufforderung

  Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist 
bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung 
ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen 
und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach 
Absätzen 4 und 5 mit dem Fristablauf verbunden sind.

(4) Kein Versicherungsschutz

  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der 
Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Ver-
sicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Absatz 3 
darauf hingewiesen wurde.

(5) Kündigung

  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der 
Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsauffor-
derung nach Absatz 3 darauf hingewiesen hat.

  Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach 
innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. 
Für Rechtsschutzfälle, die zwischen dem in Absatz 4 genannten Zeitpunkt 
(Ablauf der Zahlungsfrist) und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch 
kein Versicherungsschutz.

D. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung

(1) Rechtzeitige Zahlung

  Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, muss der Versi-
cherungsnehmer dafür sorgen, dass der Beitrag zu dem Fälligkeitstag ein-
gezogen werden kann.

  Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers 
vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebenen Zah-
lungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

(2) Beendigung des Lastschriftverfahrens

  Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungs-
nehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der Versiche-
rungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht 
eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung 
außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer 
ist zur Übermittlung des Beitrags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer 
hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

(3) Ankündigung eines unterjährigen Lastschrifteinzugs

  Ist eine unterjährige Zahlungsweise vereinbart, erfolgt eine Ankündigung der 
Einziehung des Beitrags nur zur Hauptfälligkeit, sofern der Beitrag zu den 
Nebenfälligkeiten unverändert bleibt.

E. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

  Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags hat der Versicherer, soweit nicht 
etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrags, der 
dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat.
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§ 10 – Beitragsanpassung bei Tarifänderung

(1)  Um die dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den Versicherungs-
verträgen und eine sachgemäße Tarifierung sicherzustellen, überprüft der 
Versicherer mindestens einmal im Kalenderjahr durch eine neue Kalkulation 
der Tarifbeiträge für bestehende Verträge, ob diese Tarifbeiträge beibehalten 
werden können oder ob eine Anpassung (Erhöhung oder Absenkung) vorge-
nommen werden muss.

(2)  Durch die für die Anpassung maßgebende neue Kalkulation darf nur ermittelt 
werden, ob sich der bisherige Tarifbeitrag allein auf Grund der seit seiner 
Festsetzung tatsächlich eingetretenen und der danach bis zur nächsten Kal-
kulation erwarteten Schaden- und Kostenentwicklung verändert.

(3)  Ergibt die neue Kalkulation nach Absatz 2 höhere als die bisherigen Tarifbei-
träge, so ist der Versicherer berechtigt, die bisherigen Tarifbeiträge um die 
Differenz anzuheben. Sind die neuen Tarifbeiträge niedriger als die bishe-
rigen, so ist der Versicherer verpflichtet, die bisherigen Tarifbeiträge um die 
Differenz abzusenken.

(4)  Sind die nach Absatz 3 ermittelten Tarifbeiträge für die bestehenden Verträ-
ge höher als die Tarifbeiträge für neu abzuschließende Verträge und enthal-
ten die Tarife für die bestehenden und für die neu abzuschließenden Verträ-
ge die gleichen Tarifmerkmale und den gleichen Deckungsumfang, so kann 
der Versicherer auch für die bestehenden Verträge nur die Tarifbeiträge für 
die neu abzuschließenden Verträge verlangen.

(5)  Der Versicherer kann die Anpassung erst mit Wirkung ab Beginn der nächs-
ten Versicherungsperiode vornehmen.

(6)  Besteht die Anpassung in einer Erhöhung des bisherigen Beitrags, so wird sie 
nur wirksam, wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer die Erhöhung 
mindestens einen Monat vor deren Wirksamwerden in Textform mitteilt. 
Die Mitteilung muss den Unterschied zwischen dem bisherigen und dem 
erhöhten Beitrag aufzeigen. Der Versicherungsnehmer kann das Versiche-
rungsverhältnis innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung zu dem 
Zeitpunkt kündigen, in dem die Erhöhung wirksam werden sollte (Absatz 5). 
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kün-
digungsrecht hinzuweisen. Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet 
kein Kündigungsrecht.

§ 11 – Änderung der für die Beitragsbemessung wesentlichen Umstände

(1)  Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif des Ver-
sicherers einen höheren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, kann der 
Versicherer vom Eintritt dieses Umstands an für die hierdurch entstandene 
höhere Gefahr den höheren Beitrag verlangen. Wird die höhere Gefahr 
nach dem Tarif des Versicherers auch gegen einen höheren Beitrag nicht 
übernommen, kann der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr 
ausschließen. Erhöht sich der Beitrag wegen der Gefahrerhöhung um mehr 
als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung der höheren 
Gefahr aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsneh-
mer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. Der Versicherer kann seine 
Rechte nur innerhalb eines Monats nach Kenntnis ausüben.

(2)  Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif des Ver-
sicherers einen geringeren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, kann 
der Versicherer vom Eintritt dieses Umstands an nur noch den geringeren 
Beitrag verlangen. Zeigt der Versicherungsnehmer diesen Umstand dem 
Versicherer später als zwei Monate nach dessen Eintritt an, wird der Beitrag 
erst vom Eingang der Anzeige an herabgesetzt.

(3)  Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb eines Monats 
nach Zugang einer Aufforderung die zur Beitragsberechnung erforderlichen 
Angaben zu machen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflicht, kann 
der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen, wenn die Pflichtverletzung des Versicherungsnehmers vorsätzlich 
oder grob fahrlässig war. Das Nichtvorliegen der groben Fahrlässigkeit hat 
der Versicherungsnehmer zu beweisen. Macht der Versicherungsnehmer bis 
zum Fristablauf diese Angaben vorsätzlich unrichtig oder unterlässt er die 
erforderlichen Angaben vorsätzlich und tritt der Rechtsschutzfall später als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt ein, in dem die Angaben dem Versicherer 
hätten zugehen müssen, so hat der Versicherungsnehmer keinen Versiche-
rungsschutz, es sei denn, dem Versicherer war der Eintritt des Umstands 
zu diesem Zeitpunkt bekannt. Beruht das Unterlassen der erforderlichen 
Angaben oder die unrichtige Angabe auf grober Fahrlässigkeit, kann der 
Versicherer den Umfang des Versicherungsschutzes in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
kürzen. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versiche-
rungsnehmer zu beweisen. Der Versicherungsnehmer hat gleichwohl Ver-
sicherungsschutz, wenn zum Zeitpunkt des Rechtsschutzfalls die Frist für 
die Kündigung des Versicherers abgelaufen war und er nicht gekündigt hat. 
Gleiches gilt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahr 
weder für den Eintritt des Rechtsschutzfalls noch den Umfang der Leistung 
des Versicherers ursächlich war.

(4)  Die vorstehenden Regelungen finden keine Anwendung, wenn sich die 
Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als vereinbart 
anzusehen ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert sein soll.

§ 12 – Wegfall des versicherten Interesses

(1)  Der Vertrag endet, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, zu dem Zeit-
punkt, zu dem der Versicherer davon Kenntnis erhält, dass das versicherte 
Interesse nach dem Beginn der Versicherung weggefallen ist. In diesem Fall 
steht ihm der Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die Versiche-
rung nur bis zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung beantragt worden wäre.

(2)  Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers besteht der Versicherungs-
schutz bis zum Ende der laufenden Beitragsperiode fort, soweit der Bei-
trag am Todestag gezahlt war und nicht aus sonstigen Gründen ein Wegfall 
des Gegenstands der Versicherung vorliegt. Wird der nach dem Todestag 
nächstfällige Beitrag bezahlt, bleibt der Versicherungsschutz in dem am 
Todestag bestehenden Umfang aufrechterhalten. Derjenige, der den Beitrag 
gezahlt hat oder für den gezahlt wurde, wird anstelle des Verstorbenen Ver-
sicherungsnehmer. Er kann innerhalb eines Jahres nach dem Todestag die 
Aufhebung des Versicherungsvertrags mit Wirkung ab Todestag verlangen.

(3)  Wechselt der Versicherungsnehmer die im Versicherungsschein bezeichnete 
selbst genutzte Wohnung oder das selbst genutzte Einfamilienhaus, geht 
der Versicherungsschutz auf das neue Objekt über. Versichert sind Rechts-
schutzfälle, die im Zusammenhang mit der Eigennutzung stehen, auch 
soweit sie erst nach dem Auszug aus dem bisherigen Objekt eintreten. Das 
Gleiche gilt für Rechtsschutzfälle, die sich auf das neue Objekt beziehen und 
vor dessen geplantem oder tatsächlichem Bezug eintreten.

§ 13 – Kündigung nach Rechtsschutzfall

(1)  Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, obwohl er zur Leistung ver-
pflichtet ist, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag vorzeitig kündigen.

(2)  Bejaht der Versicherer seine Leistungspflicht für mindestens zwei innerhalb 
von zwölf Monaten eingetretene Rechtsschutzfälle, sind der Versicherungs-
nehmer und der Versicherer nach Anerkennung der Leistungspflicht für den 
zweiten oder jeden weiteren Rechtsschutzfall berechtigt, den Vertrag vorzei-
tig zu kündigen.

(3)  Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat nach 
Zugang der Ablehnung des Rechtsschutzes gemäß Absatz 1 oder Anerken-
nung der Leistungspflicht gemäß Absatz 2 in Schriftform zugegangen sein.

  Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem 
Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch 
bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens 
jedoch zum Ende des laufenden Versicherungsjahres, wirksam wird. 

  Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim 
Versicherungsnehmer wirksam.

§ 14 – Gesetzliche Verjährung

(1)  Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die 
Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuchs.

(2)  Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer ange-
meldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt 
gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem Versicherten in 
Textform zugeht.

§ 15 – Rechtsstellung mitversicherter Personen

(1)  Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und im jeweils 
bestimmten Umfang für die in § 21 bis § 28, §§ 30, 31 oder im Versiche-
rungsschein genannten sonstigen Personen.

  Außerdem besteht Versicherungsschutz für Ansprüche, die natürlichen Per-
sonen auf Grund Verletzung oder Tötung des Versicherungsnehmers oder 
einer mitversicherten Person kraft Gesetzes zustehen.

  Ist ein Versicherter durch eine Straftat nach § 2 l) getötet worden, besteht 
Rechtsschutz gemäß § 2 l) aa) für dessen Ehegatten/eingetragenen Lebens-
partner oder eine andere Person aus dem Kreis seiner Kinder, Eltern und 
Geschwister.

(2) Mitversicherte Lebenspartner sind der:

 a) eheliche oder eingetragene Lebenspartner, 

 b) nicht eheliche oder nicht eingetragene Lebenspartner.

   Die Mitversicherung des nicht ehelichen oder nicht eingetragenen Lebens- 
partners setzt voraus, dass eine häusliche Lebensgemeinschaft besteht 
und weder der Versicherungsnehmer noch der Lebenspartner anderwei-
tig verheiratet ist oder für sie eine andere eingetragene Lebenspartner-
schaft besteht.

(3)  Für mitversicherte Personen gelten die den Versicherungsnehmer betref-
fenden Bestimmungen sinngemäß. Der Versicherungsnehmer kann jedoch 
widersprechen, wenn eine andere mitversicherte Person als sein ehelicher/
eingetragener Lebenspartner Rechtsschutz verlangt.

§ 16 – Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung

(1)  Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind in Text-
form abzugeben. Sie sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder 
an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.
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(2)  Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versi-
cherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versiche-
rungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschrie-
benen Briefs an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung 
wird zu dem Zeitpunkt wirksam, in dem sie ohne die Anschriftenänderung 
bei regelmäßiger Beförderung dem Versicherungsnehmer zugegangen sein 
würde.

3. Rechtsschutzfall

§ 17 – Verhalten nach Eintritt des Rechtsschutzfalls

(1)  Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherungsnehmers 
nach Eintritt eines Rechtsschutzfalls erforderlich, hat er

 a)  dem Versicherer den Rechtsschutzfall unverzüglich – ggf. auch mündlich 
oder telefonisch – anzuzeigen;

 b)  den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß über sämtliche Umstän-
de des Rechtsschutzfalls zu unterrichten sowie Beweismittel anzugeben 
und Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen. Sämtliche vom 
Versicherungsnehmer eingereichten Unterlagen werden Eigentum des 
Versicherers;

 c)  soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden,

  aa)  Kosten auslösende Maßnahmen mit dem Versicherer abzustimmen, 
insbesondere vor der Erhebung und Abwehr von Klagen sowie vor 
der Einlegung von Rechtsmitteln die Zustimmung des Versicherers 
einzuholen;

  bb)  für die Minderung des Schadens im Sinne des § 82 VVG zu sor-
gen. Dies bedeutet, dass die Rechtsverfolgungskosten so gering 
wie möglich gehalten werden sollen; von mehreren möglichen Vor-
gehensweisen soll die schnellste, sicherste und kostengünstigste 
gewählt werden.

    Eine Maßnahme zur Geringhaltung der Rechtsverfolgungskosten ist 
z. B. die Teilnahme an einem außergerichtlichen Mediationsverfah-
ren gemäß § 5a.

    Der Versicherungsnehmer hat zur Minderung des Schadens Wei-
sungen des Versicherers, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen und 
Weisungen einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten. Er hat 
den Rechtsanwalt entsprechend der Weisung zu beauftragen.

(2)  Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den Rechtsschutzfall beste-
henden Versicherungsschutzes. Ergreift der Versicherungsnehmer Maßnah-
men zur Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen, bevor der Versiche-
rer den Umfang des Rechtsschutzes bestätigt und entstehen durch solche 
Maßnahmen Kosten, trägt der Versicherer nur die Kosten, die er bei einer 
Rechtsschutzbestätigung vor Einleitung dieser Maßnahmen zu tragen hätte.

(3)  Der Versicherungsnehmer kann den zu beauftragenden Rechtsanwalt aus 
dem Kreis der Rechtsanwälte auswählen, deren Vergütung der Versicherer 
nach § 5 Absatz 1 a) und b) trägt. Der Versicherer wählt den Rechtsanwalt 
aus, 

 a) wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt;

 b)  wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt benennt und dem 
Versicherer die alsbaldige Beauftragung eines Rechtsanwalts notwendig 
erscheint.

(4)  Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht bereits selbst 
beauftragt hat, wird dieser vom Versicherer im Namen des Versicherungs-
nehmers beauftragt. Für die Tätigkeit des Rechtsanwalts ist der Versicherer 
nicht verantwortlich.

(5) Der Versicherungsnehmer hat

 a)  den mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragten Rechtsanwalt 
vollständig und wahrheitsgemäß zu unterrichten, ihm die Beweismittel 
anzugeben, die möglichen Auskünfte zu erteilen und die notwendigen 
Unterlagen zu beschaffen;

 b)   dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über den Stand der Angelegen-
heit zu geben.

(6)  Wird eine der in den Absätzen 1 oder 5 genannten Obliegenheiten vorsätz-
lich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Ver-
sicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der vollständige 
oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei der Verletzung 
einer nach Eintritt des Rechtsschutzfalls bestehenden Auskunfts- oder Auf-
klärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge 
hingewiesen hat. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz 
bestehen.

  Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Rechtsschutzfalls noch für die Feststellung oder 
den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt 
hat.

(7)  Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur mit schriftlichem Einver-
ständnis des Versicherers abgetreten werden.

(8)  Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen andere auf Erstattung von 
Kosten, die der Versicherer getragen hat, gehen mit ihrer Entstehung auf 
diesen über. Die für die Geltendmachung der Ansprüche notwendigen 
Unterlagen hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer auszuhändigen 
und bei dessen Maßnahmen gegen die anderen auf Verlangen mitzuwirken. 
Dem Versicherungsnehmer bereits erstattete Kosten sind an den Versiche-
rer zurückzuzahlen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit 
vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als 
er infolgedessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer 
grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nicht-
vorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

§ 18 – (entfällt)

§ 19 – (entfällt)

§ 20 – Zuständiges Gericht. Anzuwendendes Recht

(1) Klagen gegen den Versicherer

  Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder sei-
ner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versi-
cherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich zustän-
dig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung 
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat.

(2) Klagen gegen den Versicherungsnehmer

  Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus 
dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das 
für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines 
gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine 
juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem 
Sitz oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, 
wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Komman-
ditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene 
Partnerschaftsgesellschaft ist.

(3) Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers 

  Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des Versicherungsnehmers 
im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gericht-
liche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den 
Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

(4) Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

4. Formen des Versicherungsschutzes

§ 21 – Verkehrs-Rechtsschutz 

(1)  Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in seiner Eigen-
schaft als Eigentümer oder Halter jedes bei Vertragsabschluss oder während 
der Vertragsdauer auf ihn zugelassenen oder auf seinen Namen mit einem 
Versicherungskennzeichen versehenen oder als Mieter jedes von ihm als 
Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten 
Motorfahrzeugs zu Lande sowie Anhängers. Der Versicherungsschutz er-
streckt sich auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer 
oder berechtigte Insassen dieser Motorfahrzeuge.

(2)  Der Versicherungsschutz kann auf gleichartige Motorfahrzeuge gemäß 
Absatz 1 beschränkt werden. Als gleichartig gelten jeweils Krafträder, Per-
sonenkraft- und Kombiwagen, Lastkraft- und sonstige Nutzfahrzeuge, Omni-
busse sowie Anhänger.

(3)  Abweichend von Absatz 1 kann vereinbart werden, dass der Versicherungs-
schutz für ein oder mehrere im Versicherungsschein bezeichnete Motorfahr-
zeuge zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhänger (Fahrzeug) 
besteht, auch wenn diese nicht auf den Versicherungsnehmer zugelassen 
oder nicht auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen 
sind.

(4) Der Versicherungsschutz umfasst:

 Schadenersatz-Rechtsschutz  (§ 2 a)

 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d)

 Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e)

 Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g)

 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i)

 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j)

(5)  Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht kann ausgeschlossen wer-
den.
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(6)  Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht besteht in den Fällen der 
Absätze 1 und 2 auch für Verträge, mit denen der Erwerb von Motorfahrzeugen 
zu Lande sowie Anhängern zum nicht nur vorübergehenden Eigengebrauch 
bezweckt wird, auch wenn diese Fahrzeuge nicht auf den Versicherungs-
nehmer zugelassen oder nicht auf seinen Namen mit einem Versiche- 
rungskennzeichen versehen werden.

(7)  Versicherungsschutz besteht mit Ausnahme des Rechtsschutzes im Ver-
trags- und Sachenrecht für den Versicherungsnehmer auch bei der Teilnah-
me am öffentlichen Verkehr in seiner Eigenschaft als

 a)  Fahrer jedes Fahrzeugs, das weder ihm gehört noch auf ihn zugelassen 
oder auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen ist,

 b) Fahrgast,

 c) Fußgänger und

 d) Radfahrer.

(8)  Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahr-
zeug muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen 
sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für 
diejenigen Personen, die von diesem Verstoß keine Kenntnis hatten (Verzicht 
auf Einwand grob fahrlässiger Unkenntnis).

  Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person 
oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich 
war.

(9)  Ist in den Fällen der Absätze 1 und 2 seit mindestens sechs Monaten kein 
Fahrzeug mehr auf den Versicherungsnehmer zugelassen oder nicht mehr 
auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen, kann der 
Versicherungsnehmer unbeschadet seines Rechts auf Herabsetzung des 
Beitrags gemäß § 11 Absatz 2 die Aufhebung des Versicherungsvertrags 
mit sofortiger Wirkung verlangen.

(10)  Wird ein nach Absatz 3 versichertes Fahrzeug veräußert oder fällt es auf 
sonstige Weise weg, besteht Versicherungsschutz für das Fahrzeug, das 
an die Stelle des bisher versicherten Fahrzeugs tritt (Folgefahrzeug). Der 
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht erstreckt sich in diesen Fäl-
len auf den Vertrag, der dem tatsächlichen oder beabsichtigten Erwerb des 
Folgefahrzeugs zu Grunde liegt.

  Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahrzeugs ist dem Versi-
cherer innerhalb von zwei Monaten anzuzeigen und das Folgefahrzeug zu 
bezeichnen. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheiten besteht Rechtsschutz 
nur, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeige- und Bezeichnungspflicht 
nicht vorsätzlich versäumt hat (Verzicht auf Einwand grob fahrlässiger Ver-
letzung der Anzeige- und Bezeichnungspflicht).

  Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Rechtsschutzfalls noch für die Feststellung oder 
den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

  Wird das Folgefahrzeug bereits vor Veräußerung des versicherten Fahrzeugs 
erworben, bleibt dieses bis zu seiner Veräußerung, längstens jedoch bis 
zu einem Monat nach dem Erwerb des Folgefahrzeugs ohne zusätzlichen 
Beitrag mitversichert. Bei Erwerb eines Fahrzeugs innerhalb eines Monats 
vor oder innerhalb eines Monats nach der Veräußerung des versicherten 
Fahrzeugs wird vermutet, dass es sich um ein Folgefahrzeug handelt.

(11)  Abweichend von Absatz 1 Satz 1 kann vereinbart werden, dass Versiche-
rungsschutz besteht für alle auf den Versicherungsnehmer und seinen 
gemäß § 15 Absatz 2 mitversicherten Lebenspartner zugelassenen oder mit 
einem Versicherungskennzeichen versehenen Motorfahrzeug zu Lande bzw. 
Anhänger. Das Gleiche gilt auch für Fahrzeuge, die auf die minderjährigen 
Kinder sowie die unverheirateten, auch nicht in einer eingetragenen Lebens-
partnerschaft lebenden volljährigen Kinder zugelassen sind, sofern letztere 
noch keine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein 
leistungsbezogenes Entgelt erhalten.

  Der Versicherungsschutz nach Absatz 11 kann nur vereinbart werden, wenn 
der Versicherungsnehmer und/oder sein gemäß § 15 Absatz 2 mitversicher-
ter Lebenspartner keine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbst-
ständige Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als 6.000 € – bezo-
gen auf das letzte Kalenderjahr – ausüben.

 Absatz 7 gilt für die mitversicherten Personen entsprechend.

§ 22 – Fahrer-Rechtsschutz

 wird nicht angeboten

§ 23 – Privat-Rechtsschutz für Selbstständige

 wird nicht angeboten. 

§ 24 –  Berufs-Rechtsschutz für Selbstständige, Rechtsschutz für Firmen 
und Vereine

 wird nicht angeboten.

§ 25 – Privat- und Berufs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige

 wird nicht angeboten.

§ 26 – Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige

(1)  Für den privaten und den nichtselbstständigen beruflichen Bereich besteht 
für den Versicherungsnehmer und seinen gemäß § 15 Absatz 2 mitversi-
cherten Lebenspartner Versicherungsschutz, wenn diese keine gewerbliche, 
freiberufliche oder sonstige selbstständige  Tätigkeit mit einem Gesamtum-
satz von mehr als 6.000 € – bezogen auf das letzte Kalenderjahr – ausüben.

  Für den Versicherungsnehmer und seinen gemäß § 15 Absatz 2 mitversi-
cherten Lebenspartner besteht, unabhängig vom Gesamtumsatz, kein Versi-
cherungsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammen-
hang mit  einer gewerblichen, freiberuflichen oder sonstigen selbstständigen 
Tätigkeit.

(2) Mitversichert sind

 a) die minderjährigen Kinder,

 b)  die unverheirateten, auch nicht in einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längstens bis zu dem Zeit-
punkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit 
ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten;

 c)  alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berechtigte 
Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder während der Vertragsdauer 
auf den Versicherungsnehmer, seinen mitversicherten Lebenspartner 
oder die mitversicherten Kinder zugelassenen oder auf ihren Namen mit 
einem Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesem Perso-
nenkreis als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Ge-
brauch gemieteten Motorfahrzeugs zu Lande sowie Anhängers.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst:

 Schadenersatz-Rechtsschutz  (§ 2 a)

 Arbeits-Rechtsschutz, auch als Arbeitgeber aus haus- 
 wirtschaftlichen Beschäftigungs- und Pflegeverhältnissen (§ 2 b)

 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht  (§ 2 d)

 Steuer-Rechtsschutz  (§ 2 e)

 Sozialgerichts-Rechtsschutz  (§ 2 f)

 Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen  (§ 2 g)

 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz  (§ 2 h)

 Straf-Rechtsschutz  (§ 2 i)

 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz  (§ 2 j)

 Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, 
 Lebenspartnerschafts- und Erbrecht  (§ 2 k)

 Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten  (§ 2 l)

 HUK24 Rechtsberatung (§ 30)

(4)  Es besteht kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer eines Motor-
fahrzeugs zu Wasser oder in der Luft.

(5)  Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahr-
zeug muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen 
sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für 
diejenigen Personen, die von diesem Verstoß keine Kenntnis hatten (Verzicht 
auf Einwand grob fahrlässiger Unkenntnis).

  Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte 
Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalls noch für 
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung 
ursächlich war.

(6) Rechtsschutz60 
 (Privat- und Verkehrs-Rechtsschutz für Nichtselbstständige)

  Nach Vollendung des 60. Lebensjahres des Versicherungsnehmers kann der 
Versicherungsschutz nach den Absätzen 1 – 5 dahingehend eingeschränkt 
werden, dass sich der Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b) ausschließlich auf 
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus einer betrieblichen Alters- 
versorgung sowie hinsichtlich der Ruhestandsbezüge und beihilferecht-
lichen Ansprüche aus einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis bezieht. 
 (Hinweis: Die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus bestehenden Ar-
beits-/Dienstverhältnissen – auch bei mitversicherten Personen – ist nicht 
versichert.)

§ 27 – Landwirtschafts- und Verkehrs-Rechtsschutz

 wird nicht angeboten

§ 28 – Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz für Selbstständige

 wird nicht angeboten
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§ 29 –  Rechtsschutz für Eigentümer und Mieter von Wohnungen und Grund-
stücken

(1)  Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in seiner im Ver-
sicherungsschein bezeichneten Eigenschaft als

 a) Eigentümer,

 b) Mieter,

 c) Nutzungsberechtigter

  von selbst genutzten Gebäuden oder Gebäudeteilen, die im Versicherungs-
schein bezeichnet sind. Einer Wohneinheit zuzurechnende Garagen oder 
Kraftfahrzeug-Abstellplätze sind eingeschlossen.

(2) Der Versicherungsschutz umfasst:

 Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c)

 Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e)

§ 30 – HUK24 Rechtsberatung

(1)  Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und seinen 
gemäß § 15 Absatz 2 mitversicherten Lebenspartner

 a) für den privaten Bereich,

 b)  für den beruflichen Bereich in Ausübung einer nichtselbstständigen 
Tätigkeit.

(2) Mitversichert sind

 a) die minderjährigen Kinder,

 b)  die unverheirateten, auch nicht in einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft lebenden volljährigen Kinder, jedoch längstens bis zu dem Zeit-
punkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit 
ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten.

(3)  Der Versicherungsschutz umfasst telefonische Erstberatungsgespräche nach 
deutschem Recht durch einen Rechtsanwalt. Die Kosten je Beratung bestim-
men sich nach der zur Zeit des Eintritts des Rechtsschutzfalls gültigen Fas-
sung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes und sind begrenzt durch die für 
die Beratung eines Verbrauchers geltende Obergrenze (derzeit: § 34 Absatz 1 
Satz 3, 3. Halbsatz RVG). Eine Selbstbeteiligung wird nicht angerechnet.

(4)  Anspruch auf Rechtsschutz besteht bei Vorliegen eines Beratungsbedarfs 
in eigenen Angelegenheiten, auch wenn keine veränderte Rechtslage oder 
ein Verstoß gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften (§ 4) vorliegt. § 3 
findet keine Anwendung.

(5)  Ergibt sich im Rahmen der HUK24 Rechtsberatung ein Bedarf an Formularen 
oder Mustertexten, sorgt der Versicherer für die Bereitstellung.

(6)  Die Voraussetzungen für die telefonische Erstberatung werden nach telefo-
nischer Anfrage des Versicherungsnehmers geprüft. Auf Wunsch des Versi-
cherungsnehmers wird er auf Kosten des Versicherers mit einer unabhängi-
gen Anwaltskanzlei verbunden.

§ 31 Rechtsschutz PLUS für § 26

Der Versicherungsschutz des Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutzes für 
Nichtselbstständige (§ 26) kann wie folgt erweitert werden:

(1) Der Versicherungsschutz umfasst zusätzlich:

 a) Rechtsschutz im Vertrags- und  Sachenrecht (§ 2 d)

  aa)  abweichend von § 3 Absatz 2 f) bb) besteht Versicherungsschutz 
auch für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus den dort aufge-
führten Kapitalanlagegeschäften sowie Geld- und Vermögensanlagen; 

  bb)  abweichend von § 3 Absatz 2 j) besteht Versicherungsschutz für die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen im ursächlichen Zusammen-
hang mit dem Erwerb oder der Veräußerung von Teilzeitnutzungs-
rechten (Time-Sharing) an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäude-
teilen.

    Die Kostenerstattung für Rechtsschutzfälle nach Absatz 1 a) ist auf  
5.000 € je Rechtsschutzfall begrenzt. Zahlungen für den Versicherungs-
nehmer und mitversicherte Personen auf Grund desselben Rechtsschutz-
falls werden hierbei zusammengerechnet;

 b) Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e)

   abweichend von § 2 e) besteht Versicherungsschutz im privaten Bereich  
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in dem der Klage vorge-
schalteten Einspruchsverfahren;

 c) Sozialgerichts-Rechtsschutz  (§ 2 f)

   abweichend von § 2 f) besteht Versicherungsschutz auch für die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen in dem der Klage vorgeschalteten Wider-
spruchsverfahren;

 d) Verwaltungs-Rechtsschutz ( § 2 g)

   abweichend von § 2 g) besteht Versicherungsschutz für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen in nicht-verkehrsrechtlichen Angelegenheiten 
vor deutschen Verwaltungsgerichten und in Widerspruchsverfahren, die 
diesen Gerichtsverfahren vorangehen, soweit der Versicherungsschutz 
nicht bereits in den Leistungsarten gemäß § 2 Absätze b), c), e) oder h) 
enthalten  ist.

   Versicherungsschutz besteht jedoch erst nach Ablauf von drei Monaten 
nach Versicherungsbeginn (Wartezeit);

 e) Erweiterter Beratungs-Rechtsschutz

  aa)  wird der Rechtsanwalt in Angelegenheiten des § 2 k) über die Bera-
tung hinaus außergerichtlich tätig, besteht auch Versicherungsschutz 
für die außergerichtliche Interessenwahrnehmung (nicht Trennungs- 
und Trennungsfolgeangelegenheiten bzw. Scheidungs- und Schei-
dungsfolgeangelegenheiten sowie Aufhebung der Lebenspartner-
schaft). Die Kostenerstattung ist auf 1.000 € je Rechtsschutzfall 
begrenzt;

  bb)  für ein Beratungsgespräch mit einem in Deutschland zugelassenen 
Rechtsanwalt zur Erstellung oder Änderung einer Patientenverfügung 
einschließlich Vorsorgevollmacht oder der Erstellung eines Testa-
ments oder einer Betreuungsverfügung. Die Kostenerstattung ist auf 
250 € pro Versicherungsjahr beschränkt; in diesem Fall gilt keine 
Selbstbeteiligung. 

    Ein Anspruch auf diese Leistung besteht bei Vorliegen eines Bera-
tungsbedarfs (Beratungs-Rechtsschutz zur Erstellung von Patienten-
verfügungen);

 f) Rechtsschutz in Betreuungsverfahren

   für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in unmittelbarem Zusam-
menhang mit Betreuungsanordnungen nach § 1896 ff. BGB gegen den 
Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte Person. Die Kostenerstat-
tung ist auf 1.000 € je Rechtsschutzfall begrenzt.

   Ein Anspruch auf diese Leistung besteht mit Einleitung des Betreuungs-
verfahrens;

 g) Mediations-Rechtsschutz für Bausachen

   abweichend von § 3 Absatz 1 d) besteht für die dort aufgeführten Angele-
genheiten Versicherungsschutz für ein außergerichtliches Mediationsver-
fahren gemäß § 5a je Bausache;

 h) Rechtsschutz für Photovoltaikanlagen

   abweichend von § 3 Absatz 1 d), § 3 Absatz 2 k), besteht für die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen in Zusammenhang mit der Anschaffung, 
der Installation und dem Betrieb einer Photovoltaikanlage zur privaten und 
gewerblichen Nutzung Versicherungsschutz, wenn die Anlage

  –  nach der jeweils einschlägigen Landesbauordnung genehmigungs- 
bzw. verfahrensfrei ist und

  –  sich auf der Dachfläche eines im Eigentum des Versicherungsnehmers 
und/oder der mitversicherten Personen stehenden Objekts befindet;

 i)  Mediations-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erb-
recht

   abweichend von § 3 Absatz 2 g) besteht  für Angelegenheiten des Fami-
lien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrechts Versicherungsschutz für ein 
außergerichtliches Mediationsverfahren gemäß § 5a je Rechtsschutzfall.

   In Angelegenheiten des Familien- und Lebenspartnerschaftsrechts kann 
für Rechtsschutzfälle in ursächlichem Zusammenhang mit einer Ehe oder 
Partnerschaft, auch nach deren Beendigung, nur einmalig eine Mediation 
in Anspruch genommen werden.

   In Trennungs- und Trennungsfolgeangelegenheiten bzw. Scheidungs- 
und Scheidungsfolgeangelegenheiten besteht Versicherungsschutz erst 
für Rechtsschutzfälle, die nach Ablauf  einer Wartezeit von 3 Monaten ab 
Versicherungsbeginn eingetreten sind.

(2)  Mitversichert sind die mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemein-
schaft lebenden, dort gemeldeten und im Ruhestand befindlichen Eltern 
des Versicherungsnehmers oder des gemäß § 15 Absatz 2 mitversicherten 
Lebenspartners.
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Vorbemerkung

Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektronischen 
Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich die Vertragsverhältnisse 
korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die EDV einen besseren 
Schutz der Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als die 
bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen 
Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. 
Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung zulässig, wenn das BDSG oder 
eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene eingewilligt 
hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im 
Rahmen der Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertragsähn-
lichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung berech-
tigter Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der 
Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem 
Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt. 

Einwilligungserklärung

Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und 
im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist in 
Ihrem Versicherungsvertrag eine Einwilligungserklärung nach dem BDSG auf-
genommen worden. Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages 
hinaus, endet jedoch – außer in der Lebens- und Unfallversicherung – schon mit 
Ablehnung des Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen Widerruf. Wird die 
Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz oder teilweise abgelehnt, kommt 
es u. U. nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teil-
weise abgelehnter Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nut-
zung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbemerkung 
beschrieben, erfolgen. 

Schweigepflichtentbindungserklärung

Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie z. B. beim Arzt, einem 
Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen (Schweige- 
pflichtentbindung) voraus. In der Lebens- und Unfallversicherung (Personenver-
sicherung) ist daher im Antrag auch eine Schweigepflicht-Entbindungsklausel 
enthalten. 

Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die Datenver-
arbeitung und -nutzung nennen. 

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer 

Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das sind 
zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum Vertrag 
versicherungstechnische Daten wie Kundennummer, Versicherungssumme, Ver-
sicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung sowie erforderlichenfalls die Angaben 
eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sachverständigen oder eines Arztes 
geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben 
zum Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittel-
ten Grad der Berufsunfähigkeit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt über 
einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebensversicherung den Auszah-
lungsbetrag (Leistungsdaten). 

2. Datenübermittlung an den Rückversicherer 

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen 
Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb geben wir in 
vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rückversicherer ab. Diese Rückversicherer 
benötigen ebenfalls entsprechende versicherungstechnische Angaben von uns, 
wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des 
Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit 
Rückversicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden 
Ihnen auch die dafür entsprechenden Unterlagen zur Verfügung gestellt. In eini-
gen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer, denen 
sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben. 

3. Datenübermittlung an andere Versicherer 

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragstellung, 
jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer alle für die Einschät-
zung des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzu-
geben. Hierzu gehören z. B. frühere Krankheiten und Versicherungsfälle oder 
Mitteilungen über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehen-
de, abgelehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, 
eventuelle Widersprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um 
Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu schließen, kann es 
erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende 
Auskünfte auf Anfragen zu erteilen. 

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, gesetzlicher 
Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) eines Austausches von 
personenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des 
Betroffenen weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des 
Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Scha-
denhöhe und Schadentag. 

4. Hinweis- und Informationssystem (HIS)

Die informa IRFP GmbH betreibt das Hinweis- und Informationssystem der Ver-
sicherungswirtschaft (HIS). Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im 
Internet unter www.informa-irfp.de.

– Schaden –

An das HIS melden wir – ebenso wie andere Versicherungsunternehmen – 
erhöhte Risiken sowie Auffälligkeiten, die auf Versicherungsbetrug hindeuten 
könnten und daher einer näheren Prüfung bedürfen. Die Meldung ist bei Antrag-
stellung oder im Schadenfall möglich und kann eine Person oder eine Sache, z.B. 
ein Kfz, betreffen. Eine Meldung zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oft 
Schäden gemeldet werden oder z.B. das Schadenbild mit der Schadenschilde-
rung nicht in Einklang zu bringen ist. Die Versicherer müssen im Schadenfall wis-
sen, ob ein Fahrzeug schwerwiegende oder unreparierte Vorschäden hatte oder 
sogar schon einmal als gestohlen gemeldet wurde. Aus diesem Grund melden wir 
Fahrzeuge an das HIS, wenn diese einen Totalschaden haben, gestohlen worden 
sind, sowie im Falle von Abrechnungen ohne Reparaturnachweis. Immobilien 
melden wir an das HIS, wenn wir eine ungewöhnlich hohe Schadenhäufigkeit 
feststellen. Sollten wir Sie, Ihre Immobilie oder Ihr Fahrzeug an das HIS melden, 
werden Sie in jedem Fall über die Einmeldung von uns benachrichtigt.

Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrages oder 
Regulierung eines Schadens, richten wir Anfragen zur Person oder Sache (z.B. 
Kfz) an das HIS und speichern die Ergebnisse der Anfragen. Im Schadensfall 
kann es nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere Angaben 
zum Sachverhalt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet haben, zu 
erfragen. Auch diese Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des 
Versicherungsfalls relevant sind. Es kann auch dazu kommen, dass wir Anfragen 
anderer Versicherer in einem späteren Leistungsfall beantworten und daher Aus-
kunft über Ihren Schadenfall geben müssen.

– Rechtsschutz –

An das HIS melden wir – ebenso wie andere Versicherungsunternehmen – 
erhöhte Risiken. Verträge werden gemeldet, wenn ungewöhnlich häufig Rechts-
schutzfälle gemeldet werden. Sollten wir Sie an das HIS melden, werden wir 
Sie darüber benachrichtigen. Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines 
Versicherungsvertrages richten wir Anfragen zu Ihrer Person an das HIS und 
speichern die Ergebnisse der Anfragen. Erhalten wir einen Hinweis auf risikoer-
höhende Besonderheiten, kann es sein, dass wir von Ihnen zusätzliche Informa-
tionen zu dem konkreten Grund der Meldung benötigen.

– Leben –

An das HIS melden wir – ebenso wie andere Versicherungsunternehmen – 
erhöhte Risiken sowie das Bestehen von Auffälligkeiten, die auf Versicherungs-
betrug hindeuten könnten und daher einer näheren Prüfung bedürfen. Verträge 
werden ab einer bestimmten Versicherungssumme bzw. Rentenhöhe gemeldet. 
Gemeldet werden können außerdem das Bestehen weiterer risikoerhöhender 
bzw. für die Leistungsprüfung relevanter Besonderheiten, die aber im Einzelnen 
nicht konkretisiert werden. Es werden keine Gesundheitsdaten an das HIS gemel-
det. Sollten wir Sie an das HIS melden, werden wir Sie darüber benachrichtigen. 

Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrages rich-
ten wir Anfragen zu Ihrer Person an das HIS und speichern die Ergebnisse der 
Anfragen. Erhalten wir einen Hinweis auf risikoerhöhende Besonderheiten, kann 
es sein, dass wir von Ihnen zusätzliche Informationen zu dem konkreten Grund 
der Meldung benötigen. Wenn Sie Leistungen aus dem Versicherungsvertrag 
beantragen, können wir Anfragen an das HIS stellen. In diesem Fall kann es 
nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere Angaben zum 
Sachverhalt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet haben, zu 
erfragen. Auch diese Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des 
Versicherungsfalls relevant sind. Es kann auch dazu kommen, dass wir Anfragen 
anderer Versicherer in einem späteren Leistungsantrag beantworten und daher 
Auskunft geben müssen. Werden im Zusammenhang mit unserer Nachfrage bei 
Ihnen oder bei anderen Versicherern Gesundheitsdaten erhoben, erfolgt dies nur 
mit Ihrem ausdrücklichen Einverständnis oder – soweit zulässig – auf gesetz-
licher Grundlage.

5. Datenverarbeitung in und außerhalb der Unternehmensgruppe 

Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sachversicherung) 
und andere Finanzdienstleistungen, z. B. Kredite und Bausparen, werden durch 
rechtlich selbstständige Unternehmen betrieben. Um den Kunden einen umfas-
senden Versicherungsschutz anbieten zu können, arbeiten die Unternehmen häu-
fig in Unternehmensgruppen zusammen.

Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, beispielsweise 
die Datenverarbeitung, das Inkasso, die interne Revision, die Rechtsabteilung, 
der Vertrieb und der Datenschutz. So wird z. B. Ihre Adresse nur einmal gespei-
chert, auch wenn Sie Ihre Verträge mit verschiedenen Unternehmen der Gruppe 
abschließen; auch Ihre Versicherungsnummer, die Art der Verträge und das ver-
sicherte Risiko bzw. die Versicherungssumme, ggf. Ihr Geburtsdatum, Kontonum-
mer und Bankleitzahl, d. h. Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungs- 
daten, werden in einer zentralen Datensammlung geführt und sind von allen 
Unternehmen der Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann u.a. eingehende Post 
immer richtig zugeordnet und bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige 
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Partner genannt werden. Auch Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne 
Rückfragen korrekt verbucht werden.

Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen Kunden 
durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, spricht das Gesetz auch 
hier von »Datenübermittlung«, bei der die Vorschriften des Bundesdatenschutz-
gesetzes zu beachten sind. Branchenspezifische Daten – wie z. B. Gesundheits-
daten – bleiben dagegen unter ausschließlicher Verfügung der jeweiligen Unter-
nehmen und der HUK-COBURG Haftpflicht-Unterstützungs-Kasse kraftfahrender 
Beamter Deutschlands a. G. in Coburg zur Wahrnehmung der oben genannten 
zentralen Funktionen. Für alle zugriffsberechtigten Mitarbeiter gelten die gleichen 
Pflichten bei der Einhaltung des Datenschutzes und der Schweigepflicht.

Unserer Unternehmensgruppe gehören zurzeit folgende Unternehmen an: 

HUK-COBURG Haftpflicht-Unterstützungs-Kasse 
kraftfahrender Beamter Deutschlands a. G. in Coburg

HUK-COBURG-Allgemeine Versicherung AG 

HUK-COBURG-Lebensversicherung AG

HUK-COBURG-Krankenversicherung AG

HUK-COBURG-Rechtsschutzversicherung AG

HUK-COBURG-Bausparkasse AG

HUK24 AG

HUK-COBURG-Assistance GmbH

BRUDERHILFE Sachversicherung AG im Raum der Kirchen

BRUDERHILFE Rechtsschutz Schadenregulierungs-GmbH

FAMILIENFÜRSORGE Lebensversicherung AG im Raum der Kirchen

PAX-FAMILIENFÜRSORGE Krankenversicherung AG im Raum der Kirchen

GSC Service- und Controlling GmbH

IPZ Institut für Pensions-Management und Zusatzversorgung GmbH

Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und Vermittler zur umfas-
senden Beratung und Betreuung ihrer Kunden in weiteren Finanzdienstleistungen 
(z. B. Kredite, Bausparverträge, Kapitalanlagen, Immobilien) auch mit Kreditinsti-
tuten, Bausparkassen, Kapitalanlage- und Immobiliengesellschaften außerhalb 
der Gruppe zusammen.

Die Zusammenarbeit besteht dabei in der gegenseitigen Vermittlung der jewei-
ligen Produkte und der weiteren Betreuung der so gewonnenen Kunden. So ver- 

mitteln z. B. Kreditinstitute im Rahmen der Kundenberatung/-betreuung Versi-
cherungen als Ergänzung zu den eigenen Finanzdienstleistungsprodukten. Für 
die Datenverarbeitung der vermittelnden Stelle gelten die folgenden Ausfüh-
rungen unter Punkt 6.

6. Betreuung durch Vermittler 

In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des sonstigen Dienst-
leistungsangebots unserer Unternehmensgruppe bzw. unserer Kooperationspart-
ner werden Sie durch unsere Vermittler betreut, die Sie mit Ihrer Einwilligung 
auch in sonstigen Finanzdienstleistungen beraten. Vermittler in diesem Sinn 
sind neben Einzelpersonen auch von Ihnen aufgesuchte Vermittlungsgesellschaf-
ten. 

Um diese Aufgabe ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhalten die Vermittler 
zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und Beratung notwendigen 
Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z.B. Versicherungs- 
nummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der 
Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungsleistungen sowie von unseren 
Partnerunternehmen Angaben über andere finanzielle Dienstleistungen, z.B. 
Abschluss und Stand Ihres Bausparvertrages. Ausschließlich zum Zweck von 
Vertragsanpassungen in der Personenversicherung können an den zuständigen 
Vermittler auch Gesundheitsdaten übermittelt werden. 

Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbezogenen Daten 
im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des Kunden. Auch wer-
den sie von uns über Änderungen der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder 
unserer Vermittler ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen 
des BDSG und seine besonderen Verschwiegenheitspflichten (z. B. Berufsgeheim- 
nis und Datengeheimnis) zu beachten.

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte 

Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben dem ein-
gangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie unter bestimm-
ten Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer 
in einer Datei gespeicherten Daten. Wegen eventueller weiterer Auskünfte und 
Erläuterungen wenden Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftrag-
ten Ihres Versicherers, 96444 Coburg. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen 
auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der beim Rückversi-
cherer gespeicherten Daten stets an Ihren Versicherer. 
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